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Beschlussempfehlung und Bericht 
des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuss) 

zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
– Drucksache 20/9731 – 

Die Hisbollah als verlängerten Arm des Iran entschlossen bekämpfen –  
Stabilität und Demokratie im Libanon unterstützen  

A. Problem 
Nach Auffassung der antragstellenden Fraktion ist die Hisbollah mitursächlich für 
viele der grassierenden Krisen des Libanon. Durch ihre Unterwanderung staatli-
cher Autorität macht sie nicht nur Wahlprozesse obsolet und untergräbt die staat-
liche Legitimität, sie fördert direkt Nepotismus, Korruption und den Ausverkauf 
libanesischer Interessen gegen ihre iranischen Anführer. Sie zwingen den Libanon 
in einen Dauerkonflikt nicht nur mit Israel, sondern auch mit den syrischen Op-
positionsgruppen, die weiterhin gegen das Regime von Assad und seine russi-
schen Drahtzieher kämpfen. Weiter erklärt die antragstellende Fraktion, dass 
Strukturen der Hisbollah und ihr nahestehende Vereine in Deutschland faktisch 
keine strafrechtliche Verfolgung fürchten, was die Terrormiliz nicht zuletzt zur 
Akquise von Finanzmitteln nutzt. 

Daher wird die Bundesregierung unter anderem dazu aufgefordert, ein umfassen-
des Sanktionspaket gegen die gesamten politischen und militärischen Strukturen 
der Hisbollah zu entwerfen und dieses in den EU-Institutionen voranzutreiben; 
alle nationalstaatlichen Mittel wie Vereinsverbote und die Eröffnung von Ermitt-
lungsverfahren zu nutzen, um die Tätigkeit der Hisbollah und ihrer Vorfeldorga-
nisationen in Deutschland zu erschweren und die Finanzaktivitäten der Hisbollah 
in Deutschland zu unterbinden. 

B. Lösung 
Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktion der 
CDU/CSU bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD.  
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C. Alternativen 
Keine. 

D. Kosten 
Keine. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 20/9731 abzulehnen.  

Berlin, den 17. Januar 2024 

Der Auswärtige Ausschuss 

Michael Roth (Heringen) 
Vorsitzender 
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Bericht der Abgeordneten Michael Müller, Dr. Norbert Röttgen, Merle Spellerberg, 
Ulrich Lechte, Joachim Wundrak 

I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat die Vorlage auf Drucksache 20/9731 in seiner 144. Sitzung am 14. Dezember 2023 
beraten und zur federführenden Beratung dem Auswärtigen Ausschuss, zur Mitberatung dem Ausschuss für In-
neres und Heimat, dem Rechtsausschuss, dem Finanzausschuss, dem Wirtschaftsausschuss, dem Verteidigungs-
ausschuss, dem Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe, dem Ausschuss für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung sowie dem Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Nach Auffassung der antragstellenden Fraktion ist die Hisbollah mitursächlich für viele der grassierenden Krisen 
des Libanon. Durch ihre Unterwanderung staatlicher Autorität macht sie nicht nur Wahlprozesse obsolet und 
untergräbt die staatliche Legitimität, sie fördert direkt Nepotismus, Korruption und den Ausverkauf libanesischer 
Interessen gegen ihre iranischen Anführer. Sie zwingen den Libanon in einen Dauerkonflikt nicht nur mit Israel, 
sondern auch mit den syrischen Oppositionsgruppen, die weiterhin gegen das Regime von Assad und seine russi-
schen Drahtzieher kämpfen. Weiter erklärt die antragstellende Fraktion, dass Strukturen der Hisbollah und ihr 
nahestehende Vereine in Deutschland faktisch keine strafrechtliche Verfolgung fürchten, was die Terrormiliz 
nicht zuletzt zur Akquise von Finanzmitteln nutzt. 

Daher wird die Bundesregierung unter anderem dazu aufgefordert, ein umfassendes Sanktionspaket gegen die 
gesamten politischen und militärischen Strukturen der Hisbollah zu entwerfen und dieses in den EU-Institutionen 
voranzutreiben; alle nationalstaatlichen Mittel wie Vereinsverbote und die Eröffnung von Ermittlungsverfahren 
zu nutzen, um die Tätigkeit der Hisbollah und ihrer Vorfeldorganisationen in Deutschland zu erschweren und die 
Finanzaktivitäten der Hisbollah in Deutschland zu unterbinden. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Ausschuss für Inneres und Heimat hat den Antrag auf Drucksache 20/9731 in seiner 68. Sitzung am 17. Ja-
nuar 2024 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
gegen die Stimmen der Fraktion der CDUCSU bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD die Ablehnung. 

Der Rechtsausschuss hat den Antrag auf Drucksache 20/9731 in seiner 84. Sitzung am 17. Januar 2024 beraten 
und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen 
der Fraktion der CDUCSU bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD die Ablehnung. 

Der Finanzausschuss hat den Antrag auf Drucksache 20/9731 in seiner 79. Sitzung am 17. Januar 2024 beraten 
und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen 
der Fraktion der CDUCSU bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD die Ablehnung. 

Der Wirtschaftsausschuss hat den Antrag auf Drucksache 20/9731 in seiner 66. Sitzung am 17. Januar 2024 
beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktion der CDUCSU bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD die Ablehnung. 

Der Verteidigungsausschuss hat den Antrag auf Drucksache 20/9731 in seiner 55. Sitzung am 17. Januar 2024 
beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktion der CDUCSU bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD die Ablehnung. 
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Der Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe hat den Antrag auf Drucksache 20/9731 in seiner 
54. Sitzung am 17. Januar 2024 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktion der CDUCSU bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD 
die Ablehnung. 

Der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung hat den Antrag auf Drucksache 20/9731 
in seiner 49. Sitzung am 17. Januar 2024 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktion der CDUCSU die Ablehnung. 

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union hat den Antrag auf Drucksache 20/9731 in 
seiner 58. Sitzung am 17. Januar 2024 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktion der CDUCSU die Ablehnung. 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Auswärtige Ausschuss hat den Antrag auf Drucksache 20/9731 in seiner 56. Sitzung am 17. Januar 2024 
beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktion der CDUCSU bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD die Ablehnung. 

Berlin, den 17. Januar 2024 

Michael Müller 
Berichterstatter 

Dr. Norbert Röttgen 
Berichterstatter 

Merle Spellerberg 
Berichterstatterin 

Ulrich Lechte 
Berichterstatter 

Joachim Wundrak 
Berichterstatter 
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